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An unſere Tefer! 


Wir laden zur Pränumeration auf die „Oeſterreichiſche 
Zeitſchrift für Verwaltung“ für das Jahr 1879 ein. 
Das Jahres⸗Abonnement beträgt wie bisher für die Zeitſchrift mit 
der in Buchſorm bogenweiſe beigegebenen Beilage der 
Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes 6 fl. 
(oder 12 Mark), für die Zeitſchrift allein ohne jene Bei— 
lage 4 fl. (oder 8 Mark). Die Pränumeration kann auch halbjährig 
oder vierteljährig geſchehen. Doch bitten wir die Abonnenten um recht» 
zeitige Erneuerung der Pränumeration, damit in der Zuſendung keine 
Unterbrechung eintrete. Die Einſendung der Pränumerationsbeträge wolle 
mittelſt Poſtanweiſung geſchehen. 

Wir haben im abgelaufenen Jahre unter der Rubrik „Geſetze 
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A die Abdeckerei ein Gewerbe im Sinne der Gewerbe- 
ordnung oder eine veterinärpolizeiliche Institution? 


Die Gewerbeordnung vom Jahre 1859 erklärt die Abdeckerei 
als ein conceſſionirtes Gewerbe und iſt zum Behufe der Genehmigung 
der Betriebsaulage das Edictalverfahren vorgeſchrieben. Auch im Ent- 
wurfe einer neuen Gewerbeordnung für die im Reichsrathe vertretenen 
Königreiche und Länder, welcher ſchon Gegenſtand vielfacher Berathungen 
war, iſt das Abdeckergewerbe an den Nachweis einer beſonderen Befä- 
higung gebunden, die im Verordnungswege feſtgeſetzt werden ſoll. 

Die für Oberöfterreih am 5. April 1873 ſanctionirte Abdecker⸗ 
ordnung (Geſetz- und Verordnungsblatt Z. 38) geht jedoch von dem 


und Verordnungen“ begonnen, ein Inhaltsverzeichniß ſämmt⸗ 
licher Geſetz- und Verordnungsblätter zu bringen. Mit dieſem 
Verzeichniſſe und mit den in unſerem Blatte, das zugleich das 
Verordnungsblatt des k. k. Miniſteriums des Innern bildet, 
in extenso erſcheinenden Verordnungen des k. k. Miniſteriums 
des Innern, ſowie auch mit dem von uns bisher ſchon geſchehenen 
und fortzuſetzenden Abdruck der in beſonderen Kundmachungs— 
medien nicht enthaltenen Erläſſe der Centralſtellen von 
normgebender Bedeutung, ſchaffen wir eine zumal für Praktiker 
höchſt wichtige Ueberſicht über unſer ganzes Normenweſen, wie 
ſie von keinem anderen Blatte geboten wird. 


Geſichtspunkte aus, daß man es hier mit einer ſanitäts polizeilichen 
Inſtitution zu thun habe, indem nach § 1 aus Rückſichten der Vete— 
rinärpolizei jedem Abdecker ein eigener Bezirk zugewieſen iſt, welcher 
Umſtand entſchieden gegen einen Cardinalgrundſatz unſerer Gemwerbe- 
geſetzgebung verſtößt.“) So wurde wiederholt das Beſtreben der Bil- 
dung von den Gewerbebetrieb Anderer ausſchließenden Rauchfangkehrer— 
bezirken als nach den Gewerbevorſchriften unzuläſſig zurückgewieſen. 
Auch der Zweck des Waſenmeiſterei-Inſtitutes läßt keinen Zweifel übrig, 
daß es ſich hier um einen Zweig der Veterinärpolizei handelt; es 
erübrigt nämlich nichts als die Schaffung von Abdeckerbezirken und die 
Verpflichtung der Gemeinden zur Beſtellung von Abdeckern, will man 
einerſeits eine Colliſion mehrerer für den gleichen Rayon die Con⸗ 
ceſſion erlangender Abdecker hintanhalten, anderſeits nicht die noth⸗ 
wendige Beſorgung der Waſenmeiſtergeſchäfte von der zuſälligen An⸗ 
ſäßigkeit eines Abdeckers abhängig machen. 

Die Frage der Bildung von Bezirken iſt eben nur bei den 
Rauchfangkehrer⸗ und Abdeckergewerben eine praktiſche geworden. Es 
wird von Intereſſe ſein, einzelne einſchlägige geſetzliche Beſtimmungen, 
wie ſie im Deutſchen Reiche gelten, in Betracht zu ziehen. In Baiern 
dürfen die Abdecker die ihnen obliegenden Verrichtungen nur in den 
ihnen zugewieſenen Bezirken beſorgen, in dringenden Fällen auch außer⸗ 
halb dieſes Bezirkes. In Preußen wurde das Abdeckereiweſen durch das 
Geſetz vom Jahre 1858 in dieſer Richtung dahin regulirt, daß, „ſo⸗ 
weit nicht Zwangs⸗ und Bannrechte oder ausſchließliche Gewerbeberechti⸗ 


) 8 46 der Gewerbeordnung (§ 28 des Entwurfes) lautet: 

Gewerbebetrieb außerhalb des Standortes. 

Die Gewerbetreibenden können auch außerhalb der Gemeinde ihres Stand⸗ 
ortes die Artikel ihres Gewerbes überallhin bei Gewerbsleuten, die ſolche Erzeug⸗ 
niſſe führen dürfen, in Commiſſion geben, auf Beſtellung liefern und beſtellte 
Arbeiten überall verrichten. 


gungen der Abdecker entgegenſtehen, nach dem Ermeſſen der Regierungen 
Abdeckereibezirke eingeführt, aufgehoben oder verändert werden können“. 
Der § 39 der Gewerbeordnung für den norddeutſchen Bund vom 
21. Juni 1869 beſtimmt, „daß es der Landesgeſetzgebung zuſtehe, 
die Errichtung von Kehrbezirken für Schornſteinfeger zu geftatten, daß 
jedoch da, wo ſolche Kehrbezirke beſtehen oder eingerichtet werden, die 
höhere Verwaltungsbehörde, ſoweit nicht Privatrechte entgegenſtehen, 
befugt ſein ſolle, die Kehrbezirke aufzuheben oder zu verändern, ohne 
daß deshalb dem Bezirksſchornſteinfeger ein Widerſpruchsrecht oder ein 
Anſpruch auf Entſchädigung zuſtehe“. In der deutſchen Gewerbegeſetz⸗ 
gebung gilt ebenfalls der Grundſatz, daß das Gewerbe auch außerhalb 
des Ortes der gewerblichen Niederlaſſung ausgeübt werden könne. In 
Oeſterreich erſcheint nun hinſichtlich der Rauchſangkehrergewerbe Geſetz⸗ 
gebung und Praxis im Einklange; die Bildung von exclusiven Bezirken 
wurde mit Recht für nicht erforderlich erklärt und wiederholt haben 
die betheiligten Miniſterien die in ſpeciellen Fällen vorgekommenen mit 
der Gewerbegeſetzgebung im Widerſpruche ſtehenden Anſchauungen der 
Unterbehörden richtig geſtellt. 

Anders verhält ſich die Sache hinſichtlich der Abdeckergewerbe; 
dieſe ſind geſetzlich als eigentliche Gewerbe behandelt, während ander— 
ſeits in Folge theils neuerer Landesgeſetze, theils älterer Inſtructionen 
die Bildung von Waſenmeiſterbezirken behördlich durchgeführt wurde. 
Dies iſt auch in der Natur der Sache gelegen und in jenen Ländern, 
in welchen nicht durch die politiſchen Bezirksbehörden der Umfang der 
Abdeckerbezirke feſtgeſtellt wurde, haben ſich uſuell ſolche gebildet und 
wird thatſächlich gleich wie in Baiern dem Abdecker die Beſorgung 
ſeiner Verrichtungen im fremden Bezirke durch die Behörden verwehrt. 
Da ſich dieſe durch die Natur der Waſenmeiſterei begründete Noth— 
wendigkeit der Bildung von Bezirken nicht leugnen läßt, und da man 
beim Abdeckerweſen ſüglich nicht von einem Gewerbe ſprechen kann, 
indem hiebei die Gemeinden oder politiſchen Behörden einen Zweig der 
Sanitätspolizei durch die dazu berufenen Organe beſorgen laſſen müſſen, 
wie es z. B. bei der Fleiſchbeſchau geſchieht, ſo ſollte man den Zeit— 
punkt der Einführung einer neuen Gewerbegeſetzgebung wahrnehmen, 
um eine allerdings ſeit langer Zeit eingewurzelte Anomalie zu beſei— 
tigen, d. i. die Regelung der Abdeckereiverhältniſſe unter Ausſcheidung 
aus der Gewerbeordnung ausſchließlich als eine veterinärpolizeiliche 
Angelegenheit behandeln. Es müßte demnach im Einführungsgeſetze zur 
neuen Gewerbeordnung Art. IV („von der Gewerbeordnung ausge⸗ 
nommen find“) lit. h heißen: das Apothekerweſen und das Veterinär— 
weſen (wozu auch die Abdeckereien zu rechnen) mit Einſchluß des Vieh— 
ſchnittes; dagegen müßte im $ 10 des Entwurſes der neuen Gewerbe⸗ 
ordnung (bedingt freie Gewerbe) Z. 7 (das Abdeckergewerbe) und im 
§ 17 (beſonderes Verfahren bei gewiſſen Betriebsanlagen) Z. 1 (Ab— 
deckereien) wegbleiben. F. K. 


Mittheilungen aus der Praris. 


Iſt nach dem Hauſirpatente der ununterbrochene Hauſirhandel 


an demſelben Orte unzuläſſig? 

Dem Hauſirer Johann M., welcher ſeit einer Reihe von Jahren 
den Hauſirhandel betreibt und in früheren Jahren in verſchiedenen 
Bezirken Oeſterreichs hauſirte, in letzterer Zeit jedoch wegen zunehmen— 
der Körpergebrechen ſich darauf beſchränkte, conſtant im Stadtbezirke 
von W., wo er ſeinen Wohnſitz hatte, beſagten Handel auszuüben, 
wurde mit Erlaß des dortigen Stadtrathes vom 15. Juli 1878, 
Z. 7437, bedeutet, daß er im Falle ſeiner perſönlichen Nichteignung 
um die Bewilligung eines Waarenträgers einſchreiten könne, „daß ihm 
aber der ununterbrochene Hauſirhandel in W. unter Strafandrohung 
unterſagt werde, und zwar im Grunde des $ 1 des Hauſiratentes, 
welches den Hauſirhandel als einen Handel von Ort zu Ort und von 
Haus zu Haus deſinirt“. 

Gegen dieſe Verfügung ergriff M. die Berufung an die k. k. 
n.⸗ö. Statthalterei und machte hiebei geltend, daß ſein Geſchäft die 
Haltung eines Waarenträgers nicht ermögliche und daß er auch nicht 
im Stande ſei, bei ſeinem Alter und ſeinen Gebrechen im Lande 
herumzuziehen. 
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Der Stadtrath W. bemerkte in ſeinem Vorlageberichte, daß M. 
ſich mehrfacher Uncorrectheiten ſchuldig machte und daß derſelbe erſt in 
jüngfter Zeit wegen Verkaufes von Waaren in feiner Wohnung nach 
der Gewerbeordnung beſtraft worden ſei. 

Die k. k. Staathalterei eröffnete mit Entſcheidung vom 18. Sep⸗ 
tember d. J., Z. 27493, dem genannten Stadtrathe Folgendes: 

„Die angefochtene Verfügung des Stadtrathes geht davon aus, 
daß einem Hauſirer in Hinblick auf die im § 1 des Hauſirpatentes 
gegebene Definition des Hauſirhandels als eines Handels mit Waaren 
von Ort zu Ort und von Haus zu Haus nicht geſtattet ſei, ſein 
Befugniß conftant in einem und demſelben Orte auszuüben. 

Dieſe allerdings dem Wortlaute des Geſetzes' nicht zuwiderlaufende 
Auslegung des 8 1 des Hauſirpatentes entſpricht aber nicht dem 
Geiſte desſelben, gemäß welchem der Schwerpunkt des Hauſirhandels 
nur in ſeinem Gegenſatze zum Handel in ein er beſtimmten Ver— 
kaufsſtätte liegt, und ebenſowenig der allgemeinen Praxis, nach welcher 
es allerorts, zumeiſt in Städten, viele Hauſirer gibt, welche ihr Befug— 
niß unbeanſtändet nur im Domicilsorte ausüben, ja, dieſe Befugniß 
von vorneher nur für dieſen Ort angeſtrebt haben. 

Die Hauſirbeſugniß berechtigt wohl, verpflichtet aber nicht, den 
Handel im Herumziehen von Ort zu Ort auszuüben, und ſtellt es dem 
Hauſirer anheim, vorausgeſetzt, daß er der Pflicht der Vidirung des 
Hauſirbuches nachgekommen iſt, ſeinem Erwerbe beliebig an dieſem oder 
jenem Orte nachzugehen. 

Was aber dieſe Vidirung betrifft, ſo iſt dieſelbe in der Regel 
ohne eine Zeitbeſchränkung zu ertheilen und iſt den politiſchen Behörden 
laut Erlaſſes des hohen Handelsminiſteriums vom 6. October 1855, 
3. 6914, nur dann geftattet, die Vidirung eines Hauſirbuches mit 
Beſchränkung auf eine gewiſſe Zeit vorzunehmen, wenn diesfalls 
„beſondere polizeiliche Rückſichten“ vorliegen, oder wenn eine bedenkliche 
Anhäufung von Hauſirern ſtattfindet. während dort, wo ſolche polizeiliche 
Rückſichten nicht vorhanden find und wo gegen die Perſon des Hauſirers 
ſich kein Bedenken ergibt, die Vidirung unbedingt zu geſchehen hat 
und es insbeſondere nicht zuläſſig iſt, einem Hauſirer lediglich zum 
Schutze der ſtabilen Kaufleute die Vidirung ſeines Hauſirbuches zu 
verweigern. 

In Anwendung des Vorſtehenden auf den vorliegenden Recurs 
des M. kann daher die ganz allgemein gehaltene und blos mit dem 
§ 1 des Hauſirpatentes begründete Unterſagung des ununterbrochenen 
Haufirens in W. nicht aufrecht erhalten und muß es lediglich der 
inſtanzmäßigen Erwägung des Stadtrathes anheimgeſtellt werden, ob 
derſelbe die in dem Berichte vom 8. Auguſt l. J., Z. 7843, erwähnten 
aber nicht näher bezeichneten Uncorreetheiten, die M. in ſeinem Hauſir— 
handel unterlaufen ließ, oder deſſen einmalige Abſtrafung wegen Ver— 
kaufes von Waaren in ſeiner Wohnung für ſchwerwiegend genug an 
ſehen zu ſollen glaubt, um gegen denſelben von der bedingten Geſtattung 
einer auf eine gewiſſe Zeit beſchränkten Vidirung ſeines Hauſirbuches 
(ſelbſtverſtändlich unter Offenlaſſung des Recurſes) Gebrauch zu we 

. 


Zuſicherung der Aufnahme in den Gemeindeverband unter Setzung 
einer Bedingung. Perfectwerden der Aufnahme nach Erfüllung 
der Bedingung. 

Joſef S., deſſen Heimatsrecht in Frage kam, legte zwei Documente 
vor, nämlich: 

a) Die vom Gemeindevorſteher Thomas Ch., dem Gemeinderathe 
Franz Ch. und dem Erſatzmanne Johann H. unterſchriebene Zuſicherung 
des Gemeindevorſtandes von O. ddo. 15. Juli 1852, laut welcher der 
ganze Gemeindeausſchuß beſchloſſen hat, den Handlungscommis Joſef S. 
aus R. als Gemeindemitglied (soused) der Gemeinde O. unter der 
Bedingung aufzunehmen, wenn er von der k. k. Behörde die Bewilligung 
zum Handelsgeſchäfte für die Gemeinde O. erhält, nachdem ein ordent— 
liches Handelsgeſchäft für O. nothwendig iſt, und 

b) den von der Gemeinde O. am 5. December 1853 ausge- 
ſtellten Heimatſchein, welcher vom Gemeindevorſteher Thomas Ch. und 
dem Gemeinderathe Franz Ch. unterſchrieben iſt, und in welchem Joſef 
S. als Handelsmann bezeichnet wird. 

Die unter à) bezeichneten 3 Perſonen erklärten im Protokolle 
vom 18 Mai 1878 und dann vom 4. März 1878, daß die Zu- 
ſicherung ſich nicht auf die Ertheilung des Heimatsrechtes, ſondern 
blos auf das Recht beziehe, unter die Gemeindemitglieder (mezi sousedy) 


gehen zu dürfen; der Heimatſchein ſei ungiltig, weil Joſef S. durch 
den Gemeindeausſchuß in den Gemeindeverband nicht aufgenommen 
wurde. Joſef S. ſei mit einem auf 4 Jahre giltigen Heimatſcheine der 
Gemeinde R. nach O. überſiedelt und ſei in der Gemeindematrik als 
Fremder und Inwohner verzeichnet. 

Die mähriſche Statthalterei hat mit dem Erlaſſe vom 27. Juni 
1878 Joſef S. in der Gemeinde O. heimatberechtigt erkannt, weil 
derſelbe nach dem Berichte des Gemeindevorſtandes von R. vom 
14. Juni 1878 aus dem Verbande dieſer Gemeinde im Jahre 1852 
entlaſſen worden iſt, nach der Erklärung des Gemeindevorſtandes in O. 
vom 15. Juli 1852 dem Joſeſ S. vom Gemeindeausſchuſſe die Zuſicherung 
der Aufnahme in den Gemeindeverband ertheilt, er von der Gemeinde 
O. am 5. December 1853 einen auf 4 Jahre giltigen und ordnungs— 
mäßig ausgeſtellten von dem Gemeindevorſteher und einem Gemeinde— 
rathe unterſertigten Heimatſchein erhalten hat, und nicht erwieſen iſt, 
daß er ſeit dieſer Zeit in einer anderen Gemeinde das Heimatsrecht 
erworben hätte. 

Gegen dieſe Entſcheidung recurrirte der Gemeindevorſtand in O. 
Im Recurſe wurde angeführt, daß die angebliche Entlaſſung des Joſef 
S. aus der Gemeinde R. gar nicht ins Gewicht fallen könne, da die 
Gemeinde gar nicht berechtigt ſei, Jemanden aus dem Gemeindeverbande 
zu entlaſſen, indem das Geſetz von einer ſolchen Entlaſſung nichts erwähne 
und blos die Entlaſſung aus dem Staatsverbande kenne. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat ddo. 26. October 1878, 
3. 10406, dieſem Recurſe im Hinblicke auf die Beſtimmung des 
§ 32 des Heimatsgeſetzes vom 3. December 1863 keine Folge zu geben 
befunden, „da laut der vorliegenden Acten, nämlich der Beſtätigung 
des Gemeindevorſtandes von O. vom 15. Juli 1852, der Gemeinde— 
ausſchuß von O. dem Joſef S. für den Fall der Erlangung des 
Handlungsbeſugniſſes in der Gemeinde O. die Aufnahme in den 
Gemeindeverband von O. zugeſichert und demſelben als Handelsmann 
unterm 5. December 1853 einen vorfchriftmäßig verfaßten Heimatſchein 
ausgeſtellt hat, ſomit das Heimatsrecht des Joſef S. in der Gemeinde 
O. vollkommen erwieſen iſt, und der Nachweis nicht vorliegt, daß 
Joſef S. ſeither das Heimatsrecht in einer anderen Gemeinde er— 
worben hat.“ IK, 


Iſt bei wiederholten Eingaben in bereits abweislich ausgetragenen 
Gewerbsangelegenheiten die Anwendung von Muthwillensſtrafen 
zuläſſig? 
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weil dem Anton R. doch jedenfalls das Recht zuſtehen mußte, gegen 
die Verweigerung der, Amtshandlung über fein neuerliches Conceſſions⸗ 
geſuch und gegen die Androhung der Muthwillensſtrafe zu recurriren, 
und daher durch den von R. wirklich eingebrachten Recurs noch gar 
nicht der Fall, für welchen die Strafandrohung erfolgte, gegeben war. 
Die Bezirkshauptmannſchaft werde daher aufgefordert, das beſagte Ge— 
werbsconceſſionsgeſuch einer meritoriſchen Amtshandlung und Entſchei⸗ 
dung zuzuführen.“ E IB, 


Verlaſſenſchaftsgebühren: Die Norm des Hofdecretes vom 
28. April 1807, J. G. S. Nr. 809, iſt auf Reſerviſten und 
deren Angehörige nicht anwendbar. 


Von dem Nachlaſſe der am 27. März 1878 in Wien verſtorbenen 
M., k. k. Reſerve⸗Oberlieutenants⸗Gattin, wurden in erſter Inſtanz die 
Gebühren für den n.⸗ö. Landesſchulfond, für den Krankenhausfond und 
für den allg. Wohlthätigkeitsfond bemeſſen und wurde bemerkt: „Die 
(angeſprochene) Befreiung von letzteren beiden Gebühren kann in der 
übrigens auch nicht nachgewieſenen Eigenſchaft des erblaſſeriſchen Gatten 
als Reſerve⸗Oberlieutenant nicht erſehen werden, weil dieſe Art der 
Militärdienſtleiſtnng zur Zeit des Erſcheinens des Hofdecretes vom 
28. April 1807, J. G. S. Nr. 809, nicht beſtand, durch die Ein- 
führung der allgemeinen Wehrpflicht dieſe durch obiges Hofdeeret den 
damaligen Militärperſonen mit Rückſicht darauf, daß ſie wegen ihres 
unſteten Wohnſitzes an den Humanitätsanſtalten, für welche dieſe Bei- 
träge beſtimmt ſind, nicht participirten, gewährte Befreiung eine Aus⸗ 
dehnung erlitte, welche, da die Reſerviſten nicht den Militärgerichten 
unterſtehen, nicht im Wortkaute, noch im Sinne des Ausnahmsgeſetzes 
gelegen iſt.“ 

Dem gegen dieſe Verfügung ergriffenen Recurſe wurde in zweiter 
Inſtanz nicht ſtattgegeben, weil das erwähnte Hofdecret „eine Ausnahme 
von der allgemeinen Gebührenpflicht normirt, mithin einſchränkend aus⸗ 
gelegt werden muß und daher auf jene Kategorie von Officieren nicht 
Anwendung finden kann, die nach dem damaligen Heeresorganismus nicht 
beſtand und für welche auch nicht in gleichem Maße jene Gründe ſprechen, 
die zur geſetzlichen Normirung dieſer Ausnahme geführt haben“. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof gab mit Entſcheidung vom 17. Sep⸗ 
tember 1878, Z. 10.632, dem a. o. Reviſionsrecurſe keine Folge, „da 
in der von beiden Untergerichten übereinſtimmend ausgeſprochenen Aus⸗ 
legung des Hofdeeretes vom 28. April 1807 weder eine Nichtig⸗ 
keit, noch eine offenbare Acten- oder Geſetzwidrigkeit wahrgenommen 


Anton R, Hausbeſitzer zu P., welcher mit dem Anſuchen um werden kann, und ſomit die im § 16 des Geſetzes vom 9. Auguſt 
Verleihung einer Gaſtgewerbsconceſſion für P. in den letzten 2 Jahren 1854, R. G. Bl. Nr. 208, bezeichneten Vorausſetzungen zu einer 


2mal in allen 3 Inſtanzen und zuletzt mit Entſcheidung des Miniſteriums 
des Innern vom 9. April 1878, Z. 2616, abgewieſen worden war, 
ſchritt trotz dieſes wiederholten Mißerfolges bereits am 24. Juni 1878 
bei der k. k. Bezirkshauptmaunſchaft abermals um Verleihung dieſes 
Gewerbes ein. 

Dieſes Geſuch wurde von Seite der k. k. Bezirkshauptmannſchaft 
mit Entſcheidung vom 10. Juli 1878, 3. 8502, dahin verbeſchieden, 
„daß ſich dasſelbe zu keiner Amtshandlung eigne und daß mit Rück⸗ 
ſicht auf die zahlreichen unbegründeten Eingaben in derſelben Sache eine 
neuerliche Behelligung in dieſer in allen Inſtanzen entſchiedenen Angelegen⸗ 
heit mit einer Muthwillensſtrafe bis zu 30 fl. geahndet werden würde“. 

Als Anton R. gegen dieſe Entſcheidung recurrirte, nahm die 
Bezirkshauptmannſchaft Anlaß, die in der recurrirten Entſcheidung 
enthaltene Androhung auszuführen und unter gleichzeitiger Verweigerung 
der Vorlage des angeblich unſtatthaften Recurſes an die Statthalterei 
gegen den Genannten mit Berufung auf die Miniſterial-Verordnung 


vom 30. September 1857, R. G. Bl. Nr. 198, unterm 9. Auguſt 


1878, 3. 9834, eine Muthwillensſtrafe von 25 fl. zu verhängen. 


Gegen dieſe zwei Verfügungen wandte ſich Anton R. im Recurswege 


an die k. k. n.⸗ö. Statthalterei, welche hierüber nachſtehend entſchied: 
„Dieſelbe finde den unmittelbar bei derſelben überreichten Berufungen gegen 
die beiden recurrirten Verfügungen durch Behebung dieſer Verfügungen 


Folge zu geben, weil die Gewerbe-Ordnung und überhaupt die beſtehende 


Geſetzgebung keinen Anhaltspunkt biete, einer Partei die Amtshandlung 
über ein, wenngleich öfters wiederholtes Gewerbsconceſſionsgeſuch zu 
verweigern und die Einbringung ſolcher Geſuche mit Strafen zu bedrohen 
und zu belegen. Insbeſondere ſei die Verhängung der Muthwillensſtrafe, 
ſelbſt wenn deren Androhung im Geſetze begründet wäre, verfrüht geweſen, 


Abänderung gleichförmiger untergerichtlicher Entſcheidungen hier nicht 
vorhanden find“. Ger.⸗Ztg. 


Geſetze und Verordnungen. 


Geſetz- und Verordnungsblatt für das Herzogthum Bukowina. 
1878. 
IV. Stück. Ausgeg. am 1. Juni. 

5. Verordnung des Bukowinaer Landesausſchuſſes vom 28. März 1878, 
3. 663, betreffend die behufs Beaufſichtigung des neuen Maß- und Gewichts⸗ 
weſens Seitens der Gemeinden mit Beiziehung von Sachverſtändigen des Aich— 
dienſtes vorzunehmenden polizeilichen Reviſionen 

6. Verordnung des Bukowinager Landesausſchuſſes vom 28. März 1878, 
3: 375, betreffend die Aufſicht über die Anwendung des metriſchen Maßes im 
Verkehre mit Brennholz. 


Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des k. k. Finanzmini⸗ 
ſteriums für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder. 
1878. 

Nr. 6. Ausgeg. am 1. April. 

Allgemeines: 
Abdruck von Nr. 27 R. G. Bl. 


Nr. 7. Ausgeg. am 6. April. 
Directe Beſteuerung. 
Vorſchrift für die Steuerbehörden, betreffend die Veranlagung der fünf— 
percentigen Abgabe (Einkommenſteuer) von den aus dem Titel der Bauführung 
ganz oder theilweiſe von der Hauszinsſteuer befreiten Gebäuden. 29. März. 


Nr. 8. Ausgeg. am 13. April. 
Allgemeines: 
Betreffend die im Erträgnißausweiſe für im Concurrenzwege neu zu 
beſetzende Haupt⸗ oder Diſtrictsverläge aufzunehmenden Laſten. Z. 6270. 4. April. 
Einführung techniſcher Luſtrirungen der Tabak⸗Verſchleißmagazine. Z. 353. 
3. April. 
Nr. 9. Ausgeg. am 19. April. 
Allgemeines: 
Abdruck von Nr. 31 R. G. Bl. 
Nr. 10. Ausgeg. am 3. Mai. 
Allgemeines: 
Abdruck von Nr. 34, 37, 36 R. G. Bl. 
Vollzug der wegen Gefällsübertretungen wider active Militärperſonen 
verhängten Arreſtſtrafen in einem Militärgefängniſſe. Z. 8825. 25. April. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 
Abdruck von Nr. 35 R. G. Bl. 
Nr. 11. Ausgeg. am 31. Mai. 
Allgemeines: 
Abdruck von Nr. 42, 41, 46 R. G. Bl. 
Erläuterung, betreffend das Verbot der Ausfuhr von Torpedos. Z. 2476. 
F.⸗M. 22. Mai. 
Nr. 12. Ausgeg. am 3. Juni. 
Allgemeines: 
Abdruck von Nr. 47, 44 R. G Bl. 
Nr. 13. Ausgeg. am 15. Juni. 
Allgemeines: 
Abdruck von Nr. 52, 54, 50 R. G. Bl. 
Nr. 14. Ausgeg. am 18. Juni. 
Allgemeines: 
Abdruck von Nr. 55, 57 R. G. Bl. 
Nr. 15. Ausgeg. am 28. Juni. 
Allgemeines: 
Abdruck von Nr. 59 R. G. Bl. 


Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des Miniſteriums für 
Cultus und Unterricht. 
VII. Stück. Ausgeg. am 1. April. 

Nr. 10. Verordnung des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 
19. März 1878, Z. 20.346 ex 1877, an alle Landesſchulbehörden, mit welcher 
für den Unterricht int Orgelſpiel an den Lehrerbildungsanſtalten ein Lehrplan 
eingeführt wird. 

VIII. Stück. Ausgeg. am 15. April. 

Nr. 11. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 5. April 1878, 
3. 5316, an alle Landesſchulbehörden, betreffend die Förderung des Sprach unter⸗ 
richtes in den Volks⸗ und Bürgerſchulen. 

Nr. 12. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 6. April 
1878, Z. 18.408 ex 1877, an alle Landesſchulbehörden, mit Ausnahme jener 
von Niederöſterreich, Oberöſterreich, Salzburg, Vorarlberg und Böhmen, betreffend 
die Prüfung aus der deutſchen Sprache bei den Lehrbefähigungsprüfungen für 
allgemeine Volks- und Bürgerſchulen. 

Nr. 13. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 7. April 
1878, 3. 5416, an ſämmtliche Landesſchulbehörden, betreffend die Aufnahme von 
Schülern in die unterſte Claſſe einer Mittelſchule. 

IX. Stück. Ausgeg. am 1. Mai. 

Nr. 14. Erlaß des Miniſters für Eultus und Unterricht vom 28. März 
1878, Z. 3622, an den k. k evangeliſchen Oberkirchenrath Augsburgiſcher und 
Helvetiſcher Confeſſion in Wien, betreffend die Führung der Matriken ſeitens der 
evangeliſchen Pfarrämter in zwei übereinſtimmenden Originalien. 


X. Stück. Ausgeg. am 15. Mai. 
XI. Stück. Ausgeg. am 1. Juni. 
Nr. 15. Verordnung des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 
6. Mai 1878, 3. 5385, an die Rectorate ſämmtlicher Univerſitäten, betreffend 
die Zulaſſung von Frauen zu Univerſitäts⸗Vorleſungen. 
Nr. 16. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 22. Mai 
1878, Z. 3477, an alle Landesſchulbehörden, betreffend die Veröffentlichung eines 
Verzeichniſſes der zum Lehrgebrauche in Bolks⸗ und Bürgerſchulen allgemein 
zugelaſſenen Lehrbücher und Lehrmittel. 
8 XII. Stück. Ausgeg, am 15. Juni. 


Facultät in Wien, betreffend eine Regulirung des Beneficienweſens an dieſer 


Facultät. 

Nr. 18. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 10. Ma 
1878, 8. 6791, betreffend die Ausgabe eines Verzeichniſſes der für Mittelſchulen 
allgemein zuläſſigen Lehrbücher. 

XIII. Stück. Ausgeg. am 21. Juni. 

Nr. 19. Erlaß des Miniſters für Cul'us und Unterricht vom 18. Juni 
1878, Z. 9645, an alle Landesſchulräthe und den Statthalter in Trieſt, womit 
eine Inſtruction über einzelne Punkte des Maturitätsprüfungsweſens an Gym— 
naſien und Realſchulen erlaſſen wird. 


Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des k. k. Ackerbaumini⸗ 
ſteriums. 1828. 
III. Stück. Ausgeg. am 8. März. 
Nr. 3. Geſetz vom 27. Jänner 1878, betreffend die Schonzeit des Wildes, 
wirkſam für das Herzogthum Kärnten. 
IV. Stück. Ausgeg. am 21. März. x 
Nr. 4. Verordnung des k. k. Ackerbauminiſteriums vom 27. Februar, 
3. 14.507. Befähigungsprüfungen für Ackerbauſchulen. 
Nr. 5. Verordnung des k. k. Ackerbauminiſteriums vom 9. März, 
3. 331. A.⸗M., an ſämmtliche k. k. Forſt⸗ und Domänendirectionen, an die k. k. 
Direction der Güter des gr.⸗or. Religionsfondes und an alle k. k. Montanver⸗ 
waltungen. Abkürzungen für die Bezeichungen metriſcher Maße und Gewichte. 


V. Stück. Ausgeg. am 20. April. 

Nr. 6. Geſetz vom 28. Februar 1878, über die Theilung der Gemeinde⸗ 
gründe von Mauhinja. 

Nr. 7. Abdruck von Nr. 20 R. G. Bl. 

Nr. 8. Verordnung des k. k. Handelsminiſteriums vom 28. März 1878, 
Z. 4979. Feſtfetzung des Poſtrittgeldes für das Sommerſemeſter 1878, d. i. für 
die Zeit vom 1. April bis Ende September 1878. 

VI. Stück. Ausgeg. am 19. Juni. 

Nr. 9. Abdruck von Nr. 30 R. G. Bl. 

Nr. 10. Abdruck von Nr. 31 R. G. Bl. 

Nr. 11. Verordnung des k. k. Ackerbauminiſteriums vom 7. Juni, Z. 5757, 
betreffend einige Aenderungen des Statuts für die Verwaltung der Bukowinaer 
gr.⸗or. Religionsfondsgüter. 

Verordnungen für die öſterreichiſchen Telegraphen-Aemter. 1878, 
Redigirt im k. k. Handelsminiſterium. 
Nr. 4. Ausgeg. am 30. April. 

Beſtimmung des Agiozuſchlages zu den Telegraphen-Gebühren und des 
Annahmewerthes der 20 Franecs⸗Stücke (Napoleond'or) bei den k. k. Telegraphen⸗ 
Caſſen für den Monat Mai 1878. Z. 11.076. 16. April. 

Fahrgebühren der Diurniſten bei Dienſtreiſen auf Eiſenbahnen oder 
mittelſt Dampfſchiffes. Z. 420. H.⸗M. 18. April. 

Nr. 5. Ausgeg. am 28. Mai. 

Beſtimmung des Agiozuſchlages zu den Telegraphen⸗Gebühren und des 
Annahmewerthes der 20 Franes-Stücke (Napoleond'or) bei den k. k. Telegraphen- 
Caſſen für den Monat Juni 1878. Z. 14.199. 16. Mai. 

Nr. 6. Ausgeg. am 18. Juni. 

Theilweiſe Abänderung und Ergänzung der Beſtimmungen in Betreff der 
Telegramme mit abgekürzter Adreſſe. Z. 3710. 28. Mai. 

Bemeſſung der Höhe der Dienſteautionen, wenn deren Uebereinſtimmung 
mit der Höhe des einjährigen Gehaltes vorgeſchrieben iſt. Z. 29.613. 21. Mai. 

Gebühren der für Zwecke der Civilverwaltung beigeſtellten Aſſiſtenz⸗ 
Commanden oder einzelner Perfonen der Landwehr (Landesſchützen). Z. 437. H.⸗M. 
14. Mai. 

Nr. 7. Ausgeg. am 25. Juni. 

Beſtimmung des Agiozuſchlages zu den Telegraphen-Gebühren und des 
Annahmewerthes der 20 Franes⸗Stücke (Napoleond'or) bei den k. k. Telegraphen⸗ 
Caſſen für den Monat Juli 1878. Z. 17.559. 17. Juni. 


Beilage zum Telegraphen-Verordnungsblatte. 4878. 
Nr. 5. Ausgeg. am 30. April. 
Aenderungen im Stande der inländiſchen Telegraphen-Stationen und 
Ergänzung des Liniennetzes. Z. 10.413. 16. April. 
Beſchränkung der Depeſchenbeſtellung während der Nacht bei den Tele⸗ 
graphen⸗Stationen Linz und Salzburg (Z. 5675. 2. März), Brünn und Teſchen 
(8. 6303. 5. März), Krakau und Lemberg (Z. 6595. 9. März), Czernowitz 


Nr. 17. Erlaß des Miniſters für Eultus und Unterricht vom 23. Mai | (3. 7089. 12. März), Prag, Reichenberg, Eger und Prag⸗Kleinſeite (Z. 5965. 


1878, 3. 7822, an das Profeſſoren⸗Collegium der k. k. evangeliſch⸗theologiſchen 


16. März), Bozen, Bregenz und Innsbruck (Z. 9081. 9. April). 


Nr. 6. Ausgeg. am 3. Mai. 


Correſpondenzen nach und aus Hai Phung (Haifong) und Hanoi in 


Abänderungen zum allgemeinen Telegraphen⸗Tarife. Z. 6944. 26. April. Tonking bei der Be,örderung über Hongkong. H.⸗M. 3. 11.880. 29. April. 


Beſchränkung der Depeſchenbeſtellung während der Nacht bei der k. k. Tele⸗ 


graphen⸗Hauptſtation Trieft. 3 8291. 24. April. 
Nr. 7. Ausgeg. am 5. Juni. 
Abänderungen zum allgemeinen Telegraphen⸗Tarife. Z. 12.724. 23. Mai. 
Nr. 8. Ausgeg. am 22. Juni. 
Aenderungen im Stande der inländischen Telegraphen⸗Stationen und Ergän⸗ 
zung des Liniennetzes. Z. 14.978. 8. Juni. 


Poſt⸗ Verordnungsblatt für das Verwaltungsgebiet des k. k. 
Handelsminiſteriums. 1878. 
Redigirt im Handelsminiſterium. 
Nr. 20. Ausgeg. am 8. April. 

Verbot der Zeitſchrift: „La Provincia de Brescia“. H. M. 3. 9464. 
4. April. 

Richtigſtellung des Verzeichniſſes derjenigen Gebühren, welche die einzelnen, 
dem allgemeinen Poſtvereine angehörigen Poſtverwaltungen für Correſpondenzen 
nach und aus dem Vereinsgebiete einheben. H.⸗M. 3. 7170. 28. März. 

Auflaſſung von Poſtſtationen in Oeſterreich ob der Enns. H.⸗M. 3. 7944. 
26. März. 

Nr. 21. Ausgeg. am 13. April. 

Richtigſtellung des Verzeichniſſes derjenigen Gebühren, welche die einzelnen, 
dem allgemeinen Poſtvereine angehörigen Poſtver valtungen für Correſpondenzen 
nach und aus dem Vereinsgebiete einheben. H.⸗M. Z. 9134. 6. April. 

Seepoſt⸗Verbindung mit Norwegen. H.⸗M. Z. 9673. 6. April 

Anhang: 

Poſtdiſtanz⸗Rezulirung in Dalmatien. H.⸗M. 3. 5888. 30. März. 

Beſtellungsbezirks⸗Aenderungen in den Kronländern Böhmen, Mähren, 
Galizien und Kärnten. H.⸗M. Z. 7480.-XIV. 5. April. 

Nr. 22. Ausgeg. am 19. April. 

Aenderungen im Fahrpoſt⸗Tarife „Frankreich“. H.⸗M. Z. 8310. 2. April. 

Portofreiheit der Correſpondenz zwiſchen den Gemeinden (Kreisnotären) 
und den geiſtlichen Aemtern in Ungarn. H.⸗M. 3. 9881. 12. April. 

Anhang: 
Beſtelluugsbezirks Aenderungen in Salzburg. H.-⸗M. 3. 9929.-XIV. 


10. April. 
Nr. 23. Ausgeg. am 25. April. 


Inſtradirung der Brief- und Fahrpoſtſendungen nach Widdin. H.⸗M⸗ 
3. 8712. 15 April. 
Errichtung eines Poſtamtes zu Franeici. H.⸗M. Z. 9768. 15. April. 
Anhang: 
Fahrgebühren der Diurniſten bei Dienſtreiſen auf Eiſenbahnen oder 
mittelſt Dampfſchiffes. H.⸗M. Z. 420. 5. April. 
Diſtanzregulirung im Poſtdirections⸗Bezirke Brünn. H.⸗M. Z. 9374. 
15. April. 
Nr. 24. Ausgeg. am 27. April. 
Errichtung eines Poſtbureau auf dem Ausſtellungsplatze in Paris für die 
Dauer der Weltausſtellung. H.⸗M. Z. 10.429. 18. April. 
Poſtdampfſchiff⸗Verbindungen von England nach Canada und den Ber- 
mudas⸗Inſeln. H.⸗M. Z. 10.972. 19. April. 
Auflaſſung der Poſtſtation Dizmo in Dalmatien. H.⸗M. Z. 5445. 21. April. 
Nr. 25. Ausgeg. am 1. Mai. 


Reactivirung der k. k. Poſtexpedition Ruſtſchuck in Bulgarien H.⸗M. 


3. 10.602. 23. April. 
Poſtverkehr mit Luxemburg. H.⸗M. 3. 8386. 25. April. 
Nr. 26. Ausgeg. am 7. Mai. 

Aenderungen in den Fahrpoſt⸗Tarifen „Schweiz und Italien“. H.⸗M 
8. 10.497. 28. April. 

Ermächtigung des Poſtamtes in Kremſier zur Vermittlung von Poſt⸗ 
anweiſungen von mehr als 100 fl. und von Sendungen mit Nachnahme bis 
500 fl. H.⸗M. Z. 10.440. 28. April. 

Zulaſſung von Correſpondenzkarten mit theils geſchriebenem und theils 
gedrucktem Texte. H.⸗M. Z. 3832. 24. April. 

Anhang: 
Diſtanzfeſtſetzung in Galizien. H.⸗M. Z. 9016. 28. April. 
Nr. 27. Ausgeg. am 9. Mai. 

Richtigſtellung des Verzeichniſſes derjenigen Gebühren, welche die einzelnen, 
dem allgemeinen Poſtvereine angehörigen Poſtverwaltungen für Correſpondenzen 
nach und aus dem Vereinsgebiete einheben. H.⸗M. Z. 11.635. 24. April. 


Anhang: 
Beſtellungsbezirks⸗Aenderungen in den Kronländern Böhmen, Mähren, 


Galizien, Tirol und Dalmatien. H.⸗M. Z. 9680. 28. April. 


Nr. 28. Ausgeg. am 13. Mai. 

Richtigſtellung des Verzeichniſſes derjenigen Gebühren, welche die ein⸗ 
zelnen, dem allgemeinen Poſtvereine angehörigen Poſtverwaltungen für Corre⸗ 
ſpondenzen nach und aus dem Vereinsgebiete einheben. H.⸗M. Z. 10 436. 2. Mai. 

Aenderungen im Fahrpoſt⸗Tarife „Spanien“. H-M. Z. 12.485. 3. Mai. 

Auflaſſung der Poſtſtation Altheim. H.⸗M. Z. 5880. 30. April. 

Nr. 29. Ausgeg. am 18. Mai. 

Richtigſtellung des Verzeichniſſes derjenigen Gebühren, welche die einzelnen, 
dem allgemeinen Poſtvereine angehörigen Poſtverwaltungen für Correſpondenzen 
nach und aus dem Vereinsgebiete einheben. H.⸗M. Z. 12 402. 3. Mai. 

Correſpondenzen nach und ans der Argentiniſchen Republik und Uruguay. 
H.⸗M. Z. 13.083. 10. Mai. 

Auflaſſung der Poſtſtation Novaſella. H.⸗M. Z. 7675. 9. Mai. 

Einführung des Fahrpoſt⸗Dienſtes bei den Poſtämtern Cattuni, Zaguozd, 
Zupa, Vergoraz und Novaſella. H.⸗M. Z. 7675. 9. Mai. 

Anhang: 

Errichtung von Poſtanſtalten im deutſchen Reichs⸗Poſtgebiete und in Würt⸗ 
temberg. H.⸗M. 3. 11.556 / XIV. 6. Mai. 

Nr. 30 Ausgeg. am 25. Mai. 

Aenderungen im Fahrpoft-Tarife „Niederlande“. H⸗M. Z. 12.850. 15. Mai. 

Aenderungen im Fahrpoſt⸗Tarife „Schweiz“. H⸗M. Z. 13.749. 17. Mai. 

Errichtung eines Poſtamtes zu Slibowitz. H.⸗M. Z. 12.776. 17. Mai. 

Auflaſſung des Poſtamtes Unterlangkampfen. H.⸗M. Z. 12.771. 17. Mai. 

Anhang: 
Poſtverbindung zwiſchen England einerſeits und St. Helena und Ascen⸗ 


ſion anderſeits. H.⸗M. 3 13.832. 16. Mai. 


Nr. 31 Ausgeg. am 31. Mai. 

Neuer Fahrpoſt⸗Tarif „Norwegen“. H.⸗M Z. 14.647. 20. Mai. 

Fahrpoſt⸗Tarif „Frankreich“ H.⸗M Z. 14.646. 20. Mai. 

Bemeſſung der Höhe der Dienftcautionen, wenn deren Uebereinſtimmung 
mir der Höhe des einjährigen Gehaltes vorgeſchrieben iſt. H.⸗M. 3. 29.613 
ex 1877. 21. Mai. 

Gebühren der für Zwecke der Civilverwaltung beigeſtellten Aſſiſtenz⸗ 
Commanden oder einzelner Perſonen der Landwehr (Landesſchützen). H.⸗M. 3. 437. 


14. Mai. 


Auflaſſung des Poſtamtes Grigno. H⸗M. 8. 11.276. 9. Mai. 
Errichtung eines Poſtamtes zu Althütten. H.⸗M. Z. 14.424. 25. Mai. 
Errichtung und Auflaſſung von Poſtämtern im königl. ungariſchen Boft- 
gebiete. H.⸗M. Z. 11.276. 9. Mai. 
Anhang: 
Errichtung und Aufhebung von Poſtanſtalten in Deutſchland. H.⸗M. 
3. 12.963. 19. Mai. 
Nr. 32. Ausgeg. am 3. Juni. 
Fahrpoſtſendungen nach Tultſcha und Sulina H.⸗M. Z. 10.726. 21. Mai. 
Aenderungen in der Ausſtattung der poſtämtlichen Geldbriefcouverts. H.-M. 
3. 14.435. 22. Mai. 
Anhang: 
Diſtanzregulirung in Schleſien H-M. Z. 13.156. 26. Mai. 
Beſtellungsbezirks⸗Aenderung in Böhmen. H.⸗M. Z. 14.292/XIV. 26. Mai. 
Nr. 33. Ausgeg. am 11. Juni. 
Beſtimmung des Agiozuftlages zu den Pränumerationsgebühren für aus⸗ 
ländiſche Zeitungen pro driltes Quartal 1878. H.⸗M. Z. 14.743. 28. Mai. 
Berichtigung des Fahrpoſt⸗Tarifes „Italien“. H.⸗M. Z. 15.435. 31. Mai. 
Berichtigung des Fahrpoſt⸗Tarifes „Belgien“. H.⸗M. Z. 15.741. 3 Mai. 
Auflaſſung von Poſtſtationen in Oeſterreich unter der Enns. H.⸗M. 3. 13.098. 
29. Mai. 
Anhang: 
Feſtſetzung der Poſtdiſtanz zwiſchen Knin und Zermanja. H.⸗M. Z. 14.802. 
28. Mai. 
Beſtellungsbezirks⸗Beſtimmung in Dalmatien. H.⸗M. 3. 14.817. 31. Mai. 
Beſtellungsbezirks⸗Aenderungen in den Kronländern Böhmen, Galizien 
und Oeſterreich unter der Enns. H.⸗M. Z. 12.801. 28. Mai. 


(Fortſetzung folgt.) 


Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern bom 31. October 1878, 3. 13.832, 
betreffend den Vorgang bei der Loſchung ſtillſchweigend eingegangener Zeitſchriften. 

Ich beehre mich Euer .. . eine Abſchrift des vom k. k. Juſtizminiſterium an 
ſämmtliche Oberſtaatsanwaltſchaften gerichteten Erlaſſes über den von Seite der 
Staatsanwaltſchaften und der landesfürſtlichen Sicherheitsbehörden bei der Löſchung 
ſtillſchweigend eingegangener Zeilſchriften zu beobachtenden Vorgang mit den 
Erſuchen zu überjenden, den Inhalt dieſes Erlaſſes den landesfürſtlichen Sicher⸗ 
heitsbehörden des unterſtehenden Verwaltungsgebietes zur Darnachachtung gefälligſt 
bekannt geben und dieſelben anweiſen zu wollen, daß in den Fällen, in welchen 
ihnen die Erhebung über das Eingehen einer periodiſchen Druckſchrift obliegt, 
von dem definitiven Erlöſchen einer periodiſchen Druckſchrift diegenige Staats⸗ 
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hange aufmerkſam zu machen and damit das Erſuchen zu verbenden, duß durch⸗ 


anwaltſchaft unverzüglich in die Kenntniß geſetzt werde, in deren Bezirke der Ort 
der Herausgabe der erloſchenen periodiſchen Druckſchrift gelegen iſt. Was die von 
den landesfürſtlichen Sicherheitsbehörden über die Löſchung periodiſcher Druck⸗ 
ſchriſten an das Miniſterium des Innern zu erſtattenden Anzeigen anbelangt, ſo 
hat es auch fernehin bei der Vorſchrift des $ 4 der Amtsinſtruction zum Voll⸗ 
zuge des Preßgeſetzes zu verbleiben. 


Erlaß des k. k. Juſtizminiſteriums vom 8. Oetober 1878, 3. 13.392 
an ſämmtliche Oberſtaatsanwaltſchaften. 

Das Juſtizminiſterium hat die Wahrnehmung gemacht, daß die k. k. Staats⸗ 
anwaltſchaften in Betreff der in den 88 3 und 4 der Amtsinſtruction zum 
Preßgeſetze vom 17. December 1862 vorgeſchriebenen Löſchung eingegangener 
periodiſcher Druckſchriften einen verſchiedenartigen Vorgang in Anſehung der⸗ 
jenigen periodiſchen Druckſchriften beobachten, deren Erſcheinen ſtillſchweigend 
eingeſtellt worden iſt. 

Indem nämlich einzelne Staatsanwaltſchaften die Löſchung ſolcher ſtill⸗ 
ſchweigend eingeſtellten Zeitſchriften ohne Weiteres vornehmen, ſobald ſeit dem 
Erſcheinen der letzten Nummer ein längerer oder kürzerer Zeitraum verſtrichen iſt, 
wird von anderen Staatsanwaltſchaften mit der Löſchung erſt dann vorgegangen, 
wenn durch eine vorläufige ämtliche Erhebung ſichergeſtellt erſcheint, daß eine 
ſtillſchweigend eingeſtellte Zeitſchrift bleibend zu erſcheinen aufgehört hat. 

Um dieſe ungleichartige Vorgangsweiſe zu beſeitigen und den daraus 
möglicherweiſe erwachſenden Verwicklungen zu begegnen, findet das Juſtizmini⸗ 
ſterium auf Grund des mit dem k. k. Miniſterium des Innern gepflogenen Ein⸗ 
vernehmens Folgendes zu beſtimmen: 

Wenn eine periodiſche Druckſchrift innerhalb der in der Herausgeber⸗ 
Anzeige (8 10 Pr. G., Alinea 1—4) angegebenen Zeitabſchnitte nicht erſcheint 
und auch nicht innerhalb der im § 10 Pr. G., Alinea 5, beſtimmten Friſt die 
Anzeige von der in den Zeitabſchnitten des Erſcheinens eingetretenen Veränderung 
erſtattet wird, jo liegt der Staatsanwaltſchaft des Ausgabeortes, und wenn in 
demſelben eine ſolche nicht den Sitz hat, der landesfürſtlichen Sicherheits⸗ 
behörde des Ausgabeortes ob, den Herausgeber oder Verleger der Druck 
ſchrift über die Urſache des nicht anzeigegemäßen Erſcheinens der Druckſchrift 
zu vernehmen und je nach dem Inhalte der abgegebenen Erklärung entweder 
die Löſchung der periodiſchen Druckſchrift nach SS 3 und 4 der Amtsinſtruetion 
zum Preßgeſetze, oder aber die Einleitung der Strafamtshandlung nach 8 11 
Pr. G. wegen Unterlaſſung der rechtzeitigen Anzeige von der in den ange⸗ 
meldeten Zeitabſchnitten des Erſcheinens eingetretenen Veränderung zu veranlaſſen. 

Dabei hat die Staatsanwaltſchaft, welche durch die Einvernehmung des 
Herausgebers oder des Verlegers das definitive Erlöſchen einer periodischen Drud- 
ſchrift conſtatirt hat, ſelbſtverſtändlich die Pflicht, hievon die l. f. Sicherheitsbehörde des 
Ausgabeortes behufs der Vervollſtändigung ihrer Regiſter in die Kenntniß zu 
ſetzen, ſowie auch anderſeits durch das k. k Miniſterium des Innern das 
Geeignete verfügt wird, daß von Seite der landesfürſtlichen Sicherheitsbehörden 
im Falle ihres Einſchreitens die gleiche Mittheilung an diejenige Staatsanwalt⸗ 
ſchaft gemacht werde, in deren Bezirke der Ort der Herausgabe der erloſchenen 
periadiſchen Druckſchrift gelegen iſt. 


Erlaß des k. k. Juſtizminiſteriums vom 3. November 1878, 3. 15.474, an alle 
k. k. Oberſtaatsanwaltſchaften, womit bekannt gegeben wird, daß die bei den 
Bezirksgerichten beſtellten ſtaatsanwaltſchaftlichen Funetionüre wücht berechtigt 
jind, die Gendarmerie-Poſteu⸗-Commanden oder einzelne Gendarmen zur Vornahme 
von Vorerhebungen in Anſpruch zu nehmen. 

Aus Anlaß einer Anfrage, ob die bei den Bezirksgerichten beſtellten ſtaats⸗ 
anwaltſchaftlichen Functionäre berechtigt feien, die Mitwirkung der Gendarmerie⸗ 
Poſten⸗Commanden oder einzelner Gendarmen bei Vorerhebungen in Anſpruch 


die unterſtehenden Staatsanwaltſchaften den ſtaatsanwaltſchaftzichen Fumctionärem 
zur Darnachachtung die entſprechende Belehrung ertheilt werde. 
Die ſtaatsanwaltſchaftlichen Functionäre, deren Thätigken ſich auf die 


Fälle von Uebertretungen beſchränkt, und welche ſomit bet Vorerhebungen wegen 


Verbrechen und Vergehen überhaupt nicht einzuſchraiten haben, find nach § 101 
der Vollzugs vorſchrift vom 19. November 1873, R. G. Bl. Nr. 152, zur Straf⸗ 
proceßordnung gehalten, jede an ſie gelangende Anzeige, wenn dieſelbe nach ihrer 
Anſicht Gegenſtand einer weiteren ſtrafgerichtlichen Verfolgung ift, ſofort an das. 
Bezirksgericht abzutreten, welchen es dann zukommt, hierüber ſein Amt zu handeln 
und nach Lage der Sache Vorkehrungen vorzunehmen. Allevdings iſt der ſtaats⸗ 
anwaltſchaftliche Functionär berechtigt, Anträge wegen Vornahme von Vorer⸗ 
hebungen beim Bezirksgerichte zu ſtellen, keinesfalls aber kann er die Vorerhebungen 
perſönlich vornehmen oder dieſelben durch Andere vornehmen laſſen. 

Daraus geht hervor, daß der ſtaatsanwaltſchaftliche Fungtionär nicht 
berechtigt iſt, die Gendarmerie⸗Poſten⸗Commanden oder einzelne Gendarmen zuw 


Vornahme von Vorerhebungen in Anſpruch zu nehmen. Dieſe Berechtigung gegen⸗ 


über den Gendarmerie⸗Organen iſt ihm auch durch die Ausnahmsbeſtimmung des 
erwähnten § 101 nicht ertheilt, welche erklärt, daß der ſtaatsanwaltſchaftliche⸗ 
Functionär dann jelbftändig Vorerhebungen einleiten kann, wenn der Thäter der 
angezeigten ſtrafbaren Handlung nicht bekannt iſt. 

In einem ſolchen Falle kann nämlich der ſtaatsanwaltſchaftliche Functionär 
wie der § 101 ausdrücklich vorſchreibt, nur die Sicherheitsbehörden zur Mit⸗ 
wirkung in Anſpruch nehmen, zu welchen die Gendarmerie-Poſten⸗Commanden 
und die einzelnen Gendarmen nicht zu zählen ſind 

An dem Grundſatze, daß die ſtaatsanwaltſchaftlichen Functionäre nicht 
berechtigt find, die Poſten⸗Commanden oder einzelne Gendarmen zu Dienſt⸗ 
leiſtungen aufzufordern, wurde auch in der mit Zuſtimmung des Juſttzminiſteriums 
feſtgeſtellten Dienſtesinſtruetion für die Gendarmerie vom 26. Februar 1876, 
welche der k k. Oberſtaatsanwaltſch ſt mit hierortigem Erlaſſe vom 2. April 1876, 
3. 3959, mitgetheilt wurde, feſtgehalten. 

Aus den 88 34 45 derſelben geht klar hervor, daß nur richterliche und 
ſtaatsanwaltſchaftliche Beamte ermächtigt ſind, die Gendarmen zu Amtshandlungen 
unmittelbar in Anſpruch zu nehmen; zu dieſen Perſonen gehören aber keineswegs 
die ſtaatsanwaltſchaftlichen Functionäre, die auch nicht als Vertreter des Staats⸗ 
anwaltes im Sinne des § 35 angeſehen werden können. 

Wohl kann der ſtaatsanwaltſchaftliche Functionär bei Gefahr am Verzuge 
die Vornahme von Amtshandlungen bei der Gendarmerie anregen; in ſolchen 
Fällen iſt aber die Beſtimmung des $ 38 der Dienſtes'nſtruction maßgebend. 

Der Gendarme ſchreitet hier unter eigener Verantwortung ein und hat 
das Ergebniß ſeiner Amtshandlung dem Bezirksgerichte, nicht dem ſtaatsanwalt⸗ 
ſchaftlichen Functionär anzuzeigen. 


Perſounualien. 

Seine Majeſtät haben dem mit dem Titel eines Miniſterialſecretärs bekleideten 
Viceſecretär Emil Matzak v. Ottenburg und den Minifterial-Vicejecretär 
Victor Klima zu Minifterialfecretären im Miniſterium des Innern ernannt, 
dann dem Miniſterial⸗Viceſecretär Franz Ritter Wacek v. Orlie den Titel und 
Charakter eines Miniſterialſecretärs verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Primararzt Dr. Moriz Smoler zum Director 
des allgemeinen Krankenhauſes in Prag ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkscommiſſär Anton Vuko vie das goldene 
Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen 

Seine Majeſtät haben dem Handelsmannn Ascan Lutteroth in Cadix 
zum unbeſoldeten Conſul daſelbſt ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Statthaltereiſecretäre Hippolht Sabat und Ladislaus Krzaczkowski zu 
Vezirkshauptmännern; dann die Bezirkscommiſſäre Johann Jahner, Joſef 


Salomon und Kornel Straßer zu Statthalte eiſeeretären in Galizien ernannt. 


Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 


Bezirkscommiſſäre Leopold Morawetz, Joſef Graſen Ezdorf, Dr. Robert 
v. Hörmann, Heinrich Weiglein, Emil v. Leß und Eudoxius Ritter v. 


Hormuzaki, dann den Miniſterialconcipiſten Wladimir Grafen Los zu 
Miniſterial⸗Viceſeeretären und den Bezirkscommiſſär Wladimir Ritter v. Kabat 
zum Miniſterialconcipiſten inn Miniſterium des Innern ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuerinjpector Karl Dreiſeitl zum Steuer⸗ 
Dberinfpector der Grazer Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Bergeommiſſär und Revier⸗Bergbeamten 
in Laibach Dr Ludwig Haberer zum Ober-Bergeommiſſär ernannt. 


Erledigungen. 
Bezirksſecretärsſtelle bei einer n.⸗. Bezirkshauptmannſchaft mit der zehnten 
Rangsclaſſe, eventuell eine Kanzliſtenſtelle bei der k. k. n.⸗ö. Statthalterei mit 
der eilften Rangsclaſſe, bis 10. Februor. (Amtsbl Nr. 302.) 


zu nehmen, findet ſich das Juſtizminiſterium beſtimmt, die k. k. Oberſtaatsanwalt⸗ 
ſchaften auf die die' en Gegenſtand regelnden Vorſchriften in ihrem Zuſammen⸗ 


Cuſtosſtelle bei der k. k. Studienbibliothek in Olmütz mit der achten 
Rangsclaſſe, bis Ende Jänner. (Amtsbl. Nr. 303.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redgeteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


